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Präsidenten des Sächsischen Landtages
Herrn Dr. Matthias Rößler

Bernhard—von—Lindenau-Platz 1

01067 Dresden

Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)

Drs.-Nr.: 7/478
Thema: Einrichtung „SoKo LinX“- Maßnahmenankündigung gegen

Linksextremismus durch Innenminister Wöller und Justiz-

minster Gemkow am 06.11.2019

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Auf einer Pressekonferenz am 06.11.2019 kündigten der Innenminis-
ter W6|ler und der Justizminister Gemkow Maßnahmen im Kampf ge-

gen den Linksextremisten in Leipzig an. So werde eine Sonderkom-
mission Linksextremismus Leipzig (‚SoKo LinX‘) gebildet, wobei diese

aus der bisherigen Gemeinsamen Ermittlungsgruppe Linksextremis-
mus Leipzig (GEG-LE) hervorgeht. Die Zahl der Ermittler soll von 10
auf 20 anwachsen. Im Bereich Justiz soll durch jeweils 2 Staatsanwälte

aus Dresden und Leipzig Unterstützung geleistet werden, diese sollen

eng mit der ‚SoKo LinX‘ zusammenarbeiten. Der Landespolizeipräsi-

dent Kretzschmar führte auf der Pressekonferenz aus, dass es neue
Stellen in den Polizeidirektionen geben wird. Bezüglich Leipzig wurde
die Zahl 60 genannt. Man werde insgesamt Aufstocken, wenn nötig,

hieß es. Auf die Frage, welche konkreten Verbesserungen nun im

Kampf gegen den Linksextremismus mit den Maßnahmen verbunden
seien, antwortete Kretzschmar u. a., dass ‚Entscheidungen nicht mehr

vertagt‘ werden. Die Aufklärungsquote im Bereich der PMK bewege
sich bei 20 %. Ebenfalls auf Nachfrage, ob gegen Gewalt-Plattformen,

wie ,indymedia‘, vorgegangen werden kann und wird, antwortete der
Landespolizeipräsident, dass dies möglich sei. Für die landesweite

Bekämpfung des Linksextremismus sei weiterhin das LKA mit dem

Polizeilichen Terror und Extremismus Abwehrzentrum (‚PTAZ‘) zu-

ständig.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich
die Kleine Anfrage wie folgt:
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Frage 1:

Über welche Ausbildung bzw. Qualifikation und welche Expertenkenntnisse im

Bereich (Links-)Extremismus verfügen die Ermittler der (bisherigen) Gemeinsa-

men Ermittlungsgruppe Linksextremismus in Leipzig, über welche werden die 10
zusätzlichen Ermittler in der zukünftigen „SoKo LinX“ verfügen und über welche

Expertenkenntnisse werden die 4 der „SoKo LinX“ zugeteilten bzw. zugeordneten
Staatsanwälte verfügen?

Die Polizeibeamtinnen und —beamten der „Gemeinsamen Ermittlungsgruppe Linksex-
tremismus“ in Leipzig verfügen neben der allgemeinen polizeilichen Aus- und Fortbil—

dung über spezielle Fortbildungen zur Bearbeitung von Straftaten der Politisch motivier-

ten Kriminalität (PMK) (u. a. Lehrgänge „Polizeilicher Staatsschutz — Grundmodul“,
,,Staatsschutzlehrgang -PMK Links— Aufbaumodul“).

Der „Soko LinX“ werden zudem erfahrene Staatsanwältinnen und -anwä|te sowie Poli-
zeibeamtinnen und -beamte zugeordnet, die möglichst bereits einige Zeit auf dem Ge-

biet der Ermittlung und Verfolgung von Straftaten der PMK tätig sind.

Frage 2:
Wie viele Entscheidungen auf polizeilicher bzw. staatsanwaltschaftlicher Ebene
im Kampf gegen den Linksextremismus, von denen der Landespolizeipräsident

Kretzschmar sprach, mussten bisher „vertagt“ werden und welche waren das?

(Bitte dabei auch aufschlüsseln, in wie fern die bisherigen Strukturen zu den
„Vertagungen“ geführt haben und was konkret unter dem Begriff „Vertagung“ zu
verstehen ist)

Durch die Einrichtung der „Soko LinX“ werden Staatsanwaltschaft und Polizei dauerhaft

und räumlich eng verzahnt zur Bekämpfung des Linksextremismus in Leipzig zusam-
menarbeiten. Dies ermöglicht es den Polizeibeamtinnen und -beamten‚ ihre Ermittlun-
gen den zuständigen Staatsanwälten direkt vorzulegen und das weitere Vorgehen un-
mittelbar persönlich abzustimmen. Hierdurch sind sofortige Entscheidungen der

Staatsanwaltschaft möglich, wodurch der Ablauf des Ermittlungsverfahrens im Verhält-
nis zum üblichen Verfahrensgang beschleunigt wird. Von dieser Unmittelbarkeit und

geplanten Effizienzsteigerung bei der Zusammenarbeit sprach der Landespolizeipräsi-
dent in der fragegegenständlichen Pressekonferenz.

Frage 3:
Wie hoch ist die Aufklärungsquote im Bereich der PMK (aufgeteilt nach den vier

Phänomenbereichen) in Sachsen im Jahr 2019 bisher und welche Zielsetzung hat

die Staatsregierung hinsichtlich der Steigerung dieser Aufklärungsquote insbe-

sondere im Bereich der PMK -Iinks-? (Bitte aufschlüsseln nach Fällen insgesamt,
Sachbeschädigung, Brandstiftung, Nötigung, Körperverletzungsdelikte und
sonstige Gewaltstraftaten)

Die nachfolgenden Angaben basieren auf den beim Landeskriminalamt Sachsen (LKA)
im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch motivierter Kri-
minalität (KPMD-PMK) mit Stand vom 12. November 2019 eingegangenen Meldungen

der Polizeidienststellen und haben vorläufigen Charakter. Sie können sich aufgrund

von Nachmeldungen noch verändern. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei
den Fallzahlen um eine Eingangsstatistik handelt, die überwiegend auf den Erstmel-
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und verfügen nur über eine geringe Aussagekraft.

Für den Freistaat Sachsen wurden im Jahr 2019 bisher 3.487 Delikte, davon 169 Ge—

waltdelikte, registriert. Die Aufklärungsquote beträgt derzeit 30,4 Prozent (1.061 Fälle),
die der Gewaltdelikte 49,1 Prozent (83 Fälle).

Die niedrige Gesamtaufkiärungsquote im Jahr 2019 ist insbesondere auf die hohe An—

zahl von Straftaten im Zusammenhang mit dem Angriffsziel Wahlplakat zurückzufüh-

 

ren. Hier wurden insgesamt 1.035 Straftaten zum Nachteil von Wahlplakaten registriert,

von denen bisher 114 Delikte aufgeklärt werden konnten. Dies entspricht einer Aufklä-
rungsquote von 11,0 Prozent.

Darstellung absoluter Fallzahlen und der Aufklärungsquote in Prozent:
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PMK -rechts- PMK -links- PMK PMK PMK
-ausländische -religiöse -nicht zuzu-

Ideologie- Ideologie- ordnen-

Fälle insgesamt: 3.487/darunter geklärt: 1.061/Aufkiärungsquote: 30,4

1.705 628 36,8 1.190 215 18,1 35 15 42,9 17 13 76,5 540 190 35,2

Sachbeschädigung insgesamt: 1.235/darunter geklärt: 117/Aufklärungsquote: 9,6

167 12 7,2 737 67 9,1 10 - 0,0 2 1 50,0 319 3711,6

Brandstiftung insgesamt: 30/darunter geklärt: 0/Aufklärungsquote: 0,0

- - - 29 - 0,0 - — - - - - 1 - 0,0

Nötigung insgesamt: 27/darunter geklärt: 20/Aufklärungsquote: 74,1

8 3 37,5 4 3 75,0 - - - — - — 15 14 93,3

Körperverletzung insgesamt: 97/darunter geklärt: 55/Aufklärungsquote: 50,7

50 29 58,0 36 20 55,6 5 2 40,0 1 1 100 5 3 60,0

sonstige Gewaltstraftaten insgesamt: 42/darunter geklärt: 28/Aufklärungsquote: 66,7

7 3 42,9 28 21 75,0 - - - 2 2 100 5 2 40,0   
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Frage 4:

Wie viele Mitarbeiter sind in den sächsischen Polizeidirektionen mit Stand

01.11.2019 tätig und um wie viele werden diese, in welchen Bereichen, wann
konkret aufgestockt (d.h. zusätzlich, auch bei Gegenrechnung durch ausschei-

dende Mitarbeiter, vorhandene Mitarbeiter) und beabsichtigt die Staatsregierung
für die landesweite Bekämpfung des Linksextremismus das weiterhin zuständige

LKA und die ZESA der Generalstaatsanwaltschaft personell aufzustocken? Wenn

ja, um wie viele Mitarbeiter, wenn nein, warum nicht?

Die Anzahl der Mitarbeiter in den sächsischen Polizeidirektionen (ohne Wachpolizei)
stellt sich zum 1. November 2019 wie folgt dar:

 

      

Polizei- Polizei- Polizei- Polizei- Polizei-

direktion direktion direktion direktion direktion

Chemnitz Dresden Görlitz Leipzig Zwickau
1.886 2.564 1.391 2.864 1.180  
 

Der Personalbestand einer Dienststelle entwickelt sich sehr dynamisch und ist geprägt

durch eine Vielzahl von Personalmaßnahmen. Zugänge verzeichnen die Dienststellen
regelmäßig im Rahmen des Versetzungsverfahrens, wenn die Beamten in Ausbildung

nach erfolgreichem Abschluss in die Dienststellen versetzt werden. Abgänge sind ei-
nerseits planbar, zum Beispiel das Altersausscheiden bzw. das Auslaufen von befriste-

ten Arbeitsverträgen. Andererseits sind auch Fluktuationen zu verzeichnen. In erster
Linie werden mit den Zugängen die Abgänge ausgeglichen. Darüber hinaus sind die
Bereiche entsprechend des Berichtes der Fachkommission zur Evaluierung der Polizei

des Freistaates Sachsen zu stärken. Die Personalverteilung basiert auf den jährlich
angepassten, Iage— und bedarfsorientier’ten Sollstärken der Dienststellen und damit auf

den der sächsischen Polizei über den jeweiligen Haushaltsplan zur Verfügung stehen—
den Haushaltsstellen. Daher sind konkrete Angaben nicht möglich. Nach aktuellem
Stand und den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung vorausgesetzt, werden im Jahr
2020 insgesamt 615 Beamte in die Dienststellen der sächsischen Polizei versetzt wer-

den. Für die Polizeidirektionen können die geplanten Zugänge sowie die planbaren
Abgänge für den Zeitraum bis Ende 2020 der nachfolgenden Tabelle entnommen wer-

den:

 

 

 

       

Polizeivoll- Polizei- Polizei- Polizei- Polizei- Polizei-

zugsdienst direktion direktion direktion direktion direktion
Chemnitz Dresden Görlitz Leipzig Zwickau

Zugänge 100 118 72 177 65

Abgänge 74 97 58 89 57
Differenz +26 +21 +14 +88 +7  
 

Im Übrigen wird von einer Beantwortung abgesehen.

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen kann die Staats-
regierung die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den „Kernbereich exe-
kutiver Eigenverantwortung“ berühren. Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung

schließt einen nicht ausforschbaren |nitiativ-‚ Beratungs- und Handlungsbereich der
Regierung ein. Hierzu gehören sämtliche internen Abstimmungs- und Willensbildungs-

prozesse sowie Planungen innerhalb der Staatsregierung, die der Vorbereitung von
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Regierungsentscheidungen dienen (SächsVerfGH, Urteil vom 23. April 2008, Vf. 87-l-
06). Dies ist v. a. dann der Fall, wenn durch eine Frage der Prozess der Willensbildung

innerhalb der Staatsregierung ausgeforscht werden soll. Der Landtag hat keine Befug-
nisse, in laufende Entscheidungsprozesse einzugreifen.

Der Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung ist berührt. Die Frage, inwieweit

zur landesweiten Bekämpfung des Linksextremismus eine Aufstockung des Personals
im Landeskriminalamt Sachsen und der Zentralstelle Extremismus Sachsen (ZESA)

der Generalstaatsanwaltschaft beabsichtigt ist, betrifft Abstimmungs— und Willensbil-
dungsprozesse sowie Planungen der Staatsregierung.

Frage 5:
Beabsichtigt die Staatsregierung gegen Gewalt-Plattformen, insbesondere gegen

„indymedia“, vorzugehen? Wenn ja, wann und in welchem Rahmen, wenn nein,

warum nicht?

Ein Vorgehen gegen „Gewaltplattformen“ ist auf Grundlage des öffentlichen Vereins—

rechts in Form eines Vereinsverbotes möglich.

Der Erlass einer Vereinsverbotsverfügung setzt voraus. dass hinter der betreffenden
Plattform eine Vereinigung steht, die die in § 2 Vereinsgesetz (VereinsG) aufgezählten

Merkmale erfüllt. Zudem muss diese Vereinigung die Voraussetzungen eines der in
Art. 9 Absatz 2 Grundgesetz, § 3 VereinsG genannten Verbotsgründe verwirklichen.

Die Zuständigkeit des Staatsministeriums des Innern als Verbotsbehörde gemäß § 3
Absatz 2 Nr. 1 VereinsG ist begrenzt auf Vereine und Teilvereine, deren erkennbare

Organisation und Tätigkeit sich auf das Gebiet des Freistaates Sachsen beschränken.
In den übrigen Fällen ist ausschließlich der Bundesminister des Innern, für Bau und

Heimat gemäß § 3 Absatz 2 Nr. 2 VereinsG zuständig.

Die Plattform „de.indymedia.org“ ist nach eigenen Angaben eine Veröffentlichungsplatt-

form, auf der jede Person selbstverfasste Berichte publizieren kann. Eine Überprüfung
der Inhalte und eine redaktionelle Bearbeitung der Beiträge finden nicht statt. Die Ver-

öffentlichungen weisen sowohl lokale und regionale als auch überregionale und sogar
internationale Bezüge auf und richten sich damit an einen mindestens deutschlandwei-

ten Empfängerkreis.

Eine Zuständigkeit Sachsens für vereinsrechtliche Verbotsmaßnahmen ist vor diesem

Hintergrund nicht gegeben. Im Rahmen seiner Möglichkeiten unterstützt das Staatsmi-
nisterium des Innern vereinsrechtliche Prüfungen und Maßnahmen des zuständigen

Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat.
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Soweit auf der genannten lnternetplattform Veröffentlichungen von Extremisten publi-

ziert werden, erfolgt eine Beobachtung durch das Landesamt für Verfassungsschutz

Sachsen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages. Darüber hinaus schreiten die
Staatsanwaltschaften immer dann ein, wenn im Zusammenhang mit Veröffentlichungen
auf Internetplattformen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer
verfolgbaren Straftat gegeben sind (§ 152 Absatz 2 Strafprozessordnung).

't ndlichenGrüßen

Prof Dr. oland Wöller
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